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setzungsmöglichkeit nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 3 BauGB5 eine
wesentliche Neuerung dar, da sie die planungsrechtlichen Vor-
gaben des Bebauungsplans mit der Verpflichtung des Vorhaben-
trägers zur zweckentsprechenden Nutzung verknüpft und dies
zudem in Bereichen ermöglicht, die bislang wegen des Kopp-
lungsverbots nach §11 Abs. 2 Satz 2 BauGB einer entsprechen-
den vertraglichen Gestaltung verschlossen waren.

Der vorliegende Beitrag klärt zunächst den räumlichen An-
wendungsbereich einfacher Bebauungspläne nach § 9 Abs. 2 d
BauGB sowie ggf. deren mögliches Zusammenwirken mit weite-
ren einfachen Plänen (dazu nachfolgend II. ) und nimmt den
Charakter eines einfachen Bebauungsplans in den Blick (dazu
III. ). Anschließend werden die im Rahmen eines Bebauungs-
plans zur Wohnraumversorgung möglichen Festsetzungen em-
gehend beleuchtet. Dabei Uegt ein Schwerpunkt neben mögli-
chen Inhalten zum einen auf dem Verhältnis der jeweüigen
Festsetzungen zum grundsätzlich ergänzend anwendbaren § 34
BauGB, zum anderen auf § 9 Abs. l Satz l Nr. 3 BauGB, der

eine neuartige Verknüpfung zwischen planungsrechtlicher Fest-
Setzung und schuldrechüichen Verpflichtungen des Vorhaben-
trägers ermöglicht (dazu IV.). Abwägungs- und Entschädi-
gungsfragen einerseits (dazu V.), eine Betrachtung des Verfah-
rens sowie des zeiüichen Anwendungsbereichs andererseits
(dazu VI. ) runden das Büd ab.

II. Räumlicher Anwendungsbereich

Bebauungspläne zur Wohnraumversorgung können gemäß § 9
Abs. 2 d Satz l BauGB für im Zusammenhang bebaute Ortsteile
aufgestellt werden, die nach § 34 BauGB zu beurteilen sind. Da-
mit wird die Mögüchkeit zur Fesdegung von Vorgaben für den
Wohnungsbau in emen Bereich erweitert, der bislang einer
Steuerung durch städtebauliche Verträge nicht zur Verfügung
stand, jedenfalls soweit Wohnen bereits nach § 34 BauGB zuläs-
sig war. Dann war der Weg zur Verpflichtung des Vorhabenträ-
gers in emem städtebaulichen Vertrag wegen § 11 Abs. 2 Satz 2
BauGB versperrt.

Für die Anwendbarkeit von § 9 Abs. 2 d BauGB kommt es

nicht darauf an, ob der zu überplanende Bereich als Gemenge-
läge nach § 34 Abs. l Satz l BauGB zu beurteüen ist oder ob es
sich um ein faktisches Baugebiet nach § 34 Abs. 2 BauGB
i. V. m. mit einem Baugebiet der Baunutzungsverordnung han-
delt. 7 Es macht für die Anwendbarkeit von § 9 Abs. 2 d BauGB

auch keinen Unterschied, ob Wohnen im Geltungsbereich des
künftigen Plans bereits zulässig ist - was vielfach der Fall sein
wird - oder nicht. In beiden Fällen ist § 9 Abs. 2 d BauGB

anwendbar. 8 Im Geltungsbereich von Satzungen nach § 34
Abs. 4 Satz l Nr. l, 2 und 3 BauGB kommt eine Überplanung
nach § 9 Abs. 2 d BauGB ebenfalls in Betracht, jedenfalls so-
lange die Satzung nicht gemäß § 34 Abs. 5 Satz 2 BauGB eine
damit unvereinbare Festsetzung enthält.

Nicht in den Anwendungsbereich einbezogen sind Außenbe-
reichsflächen nach § 35 BauGB. Diese können nicht mittels ei-
nes sektoralen Bebauungsplans zur Wohnraumversorgung über-
plant werden. Gerade in den Randbereichen eines Siedlungsbe-
reichs kann dies zu den bekannten Abgrenzungsschwierigkeiten
fuhren.

Nach § 246 Abs. 6 BauGB gilt die Regelung in § 9 Abs, 2 d
BauGB auch für Pläne, die gemäß § 173 Abs. 3 Satz l BBauG
i. V. m. § 233 Abs. 3 BauGB als Bebauungspläne fortgehen
(übergeleitete Pläne). Derartige Pläne gelten als emfache Bebau-
ungspläne weiter, wenn sie die Voraussetzungen der Überlei-
tung erfüllen. Die Anwendbarkeit von §9 Abs. 2 d BauGB soll
allerdings nur dann möglich sein, wenn der Plan kerne Festset-
zung zur Art der Nutzung enthält.9 Dies dürfte neben der ge-
setzlich angeordneten Geltung für den Bereich übergeleiteter

Pläne auch auf sonstige einfache Bebauungspläne übertragen
werden können. Die Ergänzung eines bestehenden einfachen
Bebauungsplans um weitere Festsetzungen nach § 9 Abs. 2 d
BauGB kann allerdings - auch wenn der Ausgangsplan keine
Festsetzungen zur Art der Nutzung enthält - dazu führen, dass
ein Bebauungsplan mit Inhalten entsteht, die von § 9 Abs. 2 d
BauGB so nicht ermöglicht werden sollten, bis hin zu einem
Festsetzungen nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. l, 2 und 3 BauGB
enthaltenden qualifizierten Plan. 10 Die Anwendbarkeit aufPlan-
gebiete einfacher Bebauungspläne dürfte daher weiter voraus-
setzen, dass der ergänzte Plan den beschränkten Regelungsmög-
lichkeiten nach § 9 Abs. 2 d BauGB Rechnung trägt.

III. Einfacher Bebauungsplan

Mögliche Inhalte eines sektoralen Bebauungsplans zur Wohn-
raumversorgung sind in § 9 Abs. 2 d Satz l und 2 BauGB festge-
legt. Damit handelt es sich notwendiger Weise um einen einfa-
chen Bebauungsplan. Auch wenn die Festsetzungsmöglichkeiten
voll ausgeschöpft werden können,11 so kommt auf dieser
Grundlage die Aufstellung eines qualifizierten Plans nicht in Be-

tracht. Ziun einen wird die Art der Nutzung nur unvollständig
geregelt, sodass ergänzend auf § 34 BauGB zurückgegriffen wer-
den muss. 12 Zum anderen können jedenfalls öffenüiche Ver-
kehrsflächen nicht festgesetzt werden. Stellt die Gemeinde dage-
gen einen qualifizierten Bebauungsplan auf, kann sie von den
Festsetzungen nach § 9 Abs. 2 d Satz l BauGB keinen Gebrauch
machen.

IV. Festsetzungen

Der Festsetzungskatalog des § 9 Abs. 2 d BauGB erfasst in
Satz l wohnraumbezogene Festsetzungen, nämlich Flächen fiir
Wohngebäude (Nr. l), Flächen für Gebäude mit Wohnungen,
die die baulichen Vorgaben der sozialen Wohnraumförderung
erfüllen (Nr. 2) und Flächen für Gebäude mit Wohnungen, bei
denen sich der Vorhabenträger zur Einhaltung der Förderbe-
Stimmungen der sozialen Wohnraumförderung verpflichtet und
dies entsprechend sichert (Nr. 3). Ergänzend hierzu können
nach Satz 2 Nr. l bis 5 weitere Festsetzungen, etwa zum Maß
der Nutzung oder zu den überbaubaren Grundstücksflächen,
erfolgen. Schließüch ist eine horizontale und vertikale Gliede-
rang möglich, da die Festsetzungen sowohl für Teüe des Bauge-
biets getroffen werden können (Satz 3) als auch eine Gliederung
nach Geschossen, Ebenen oder sonstigen Teilen baulicher Anla-
gen erfolgen kann.

5 Kritisch hinsichtlich des Bestehens emer Gesetzgebungszuständigkeit des
Bundes Kment, ZRP 2020, 180; so auch Möller, ZRP 2021, 99; Reiling,
ZfBR 2021, 225 f.

6 Reidt, BauR 2021, 40.
7 Reiling, ZfflR 2021, 229 f.
8 Im Rahmen der Abwägung ist jedoch mit Blick auf entstehende städtebau-

liche Konflikte oder mögliche Beschränkungen bestehender Baurechte
und sich daraus ergebende Entschädigungsfragen eine differenzierte Be-
trachtung geboten, vgl. unten V.

9 Reidt, BauR 2021, 39; Mitschang, UPR 2021, 214; ßeiKn^, ZfflR 2021, 230.
10 Eine Überlagerung voneinander unabhängiger einfacher Bebauungspläne

ist mit dem Grundsatz der äußeren Planeinheit nicht vereinbar, wonach

die städtebauliche Ordnung fiir einen bestünmten Bereich nur durch ei-
nen Bebauungsplan geregelt werden kann. Die Überlagerung fuhrt, soweit
keine widersprüchlichen Festsetzungen vorliegen, zur Ergänzung des be-
reits bestehenden Plans, vgl. BVerwG, Urt. v. 30.01. 1976, NFW 1976,
1329.

11 ReiA, BauR 2021, 4l.
12 S. dazu die Ausführungen zu den einzelnen Festsetzungen, unten IV. l.



V B l BW Heft 10/2021 Mock, Sektorale Bebauungspläne zur Wohnraumversorgung nach § 9 Abs. 2 d BauGB — 399

1. Wohnraumbezogene Festsetzungen
Festsetzungen nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. l, 2 und 3 BauGB
dienen der gesetzlichen Zielsetzung, im Wege sektoraler Bebau-
ungspläne Wohnraum zu schaffen. Der Bebauungsplan kann
sich dabei aufjeweüs eine der Festsetzungen beschränken, es
ist aber auch ausdrücklich möglich, die Festsetzungen zu kom-
binieren.

Dies kann zum einen dadurch erfolgen, dass für räumlich
abgegrenzte Teübereiche jeweüs unterschiedliche Regelungen
getroffen werden. Zum anderen können sich die Regelungen
auch überlagern. So kann etwa für denselben Bereich die Zuläs-
sigkeit von Wohngebäuden festgesetzt und so ein Überwiegen
der Wohnnutzungen in einem Gebäude sichergestellt werden,
während gleichzeitig festgelegt wird, dass aUe Wohnungen oder
ein Teü hiervon förderfähig sein müssen (Nr. 2) bzw. entspre-
chend den Förderbestimmungen genutzt werden (Nr. 3). Auch
eine Kombination von Nr. 2 und Nr. 3 ist denkbar. Dadurch

kann für einen Teü der Wohnungen deren Förderfähigkeit fest-
gelegt werden, während für einen anderen Teil die Verpflich-
tung zur entsprechenden Nutzung vorgesehen wird.

a) Flächen für Wohngebäude
Nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. l BauGB können in einem Bebau-
ungsplan zur Wohnraumversorgung Flächen festgesetzt werden,
auf denen Wohngebäude errichtet werden dürfen. Während der
Begriff des Wohngebäudes auch in anderen Festsetzungsmög-
lichkeiten, etwa § 9 Abs. l Nr. 6, 7 oder 8 BauGB, verwendet

wird und zur Auslegung auf die hierzu ergangene Rechtspre-
chung zurückgegriffen werden kann, wirft insbesondere das
Verhältnis der Festsetzung zu § 34 BauGB, der bei einfachen
Bebauungsplänen ergänzend heranzuziehen ist, Fragen auf.

Im Ergebnis begründet die Festsetzung keine ausschließliche
Zulässigkeit von Wohngebäuden auf der festgesetzten Fläche.
Ein Rückgriff auf § 34 BauGB zur Zulassung anderer Gebäude,
die sich zwar der Art nach in die Eigenart der näheren Umge-
bung einfügen, aber nicht als Wohngebäude zu qualifizieren
sind, ist weiterhin möglich. 13 Für eine anderweitige Nutzung,
die neben dem Wohnen in einem Wohngebäude vorgesehen ist,
kommt insoweit § 34 BauGB zur Anwendung.14

aa) Flächen

Eine Festsetzung nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. l BauGB erfolgt
durch Ausweisung bestünmter Flächen im Bebauungsplan, Da-
mit handelt es sich - auch wenn in der Regelung auf Wohnge-
bäude Bezug genommen wird - nicht unmittelbar um eine Re-
gelung zur Art der Nutzung. Vielmehr wird an die Zulässigkeit
bestimmter Anlagen angeknüpft. Dabei trifft die Regelung keine
Aussage zur Stellung oder Anordnung der Wohngebäude auf
der festgesetzten Fläche. Hierzu ist ergänzend gemäß §9
Abs. 2 d Satz 2 Nr. 2 BauGB eine Festsetzung zur überbaubaren
Grundstücksfläche oder zur Stellung baulicher Anlagen erfor-
derlich. Vorgaben zu einem flächenmäßigen Verhältnis zwi-
sehen der nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. l BauGB festgesetzten
Fläche und dem Geltungsbereich des Bebauungsplans enthält
die Vorschrift nicht.15 Nach § 9 Abs. 2 d Satz 3 BauGB kann die
Festsetzung auf Teile des Gelhingsbereichs beschränkt werden,
gleichzeitig ist aber auch eine Ausweisung im gesamten Gel-
tungsbereich des Plans möglich.

bb) Wohngebäude
Wohngebäude sind solche Gebäude, die ausschließlich oder
überwiegend zum dauernden Wohnen geeignet und bestimmt
sind. 16 Dies hat zur Folge, dass im Bereich einer Festsetzung
nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. l BauGB auch anderweitige, etwa
gewerbliche Nutzungen zulässig sind. Wohngebäude können
damit auch gemischt genutzte Gebäude sein. Ein Wohngebäude
liegt allerdings dann nicht mehr vor, wenn die Wohnnutzung

im Verhältnis zu anderen Nutzungen nur von untergeordneter
Bedeutung ist. 17

Bezugsobjekt für die Bestimmung des Verhältnisses zwi-
sehen Wohnnutzung und anderweitiger Nutzung ist das jewei-
lige Gebäude un plänungsrechdichen Sinn. Maßgeblich hierfür
ist die selbstständige Benutzbarkeit, dass also das Gebäude un-
abhängig von anderen baulichen Anlagen genutzt werden
kann. 18 Bei Doppel- oder Reihenhäusern liegen damit mehrere
Gebäude vor, sofern jeweüs eine funktionale Selbstständigkeit
gegeben ist. 19 Im Bereich einer Festsetzung nach § 9 Abs. 2 d
Satz l Nr, l BauGB muss daher für jedes Gebäude ein ausrei-
chender Anteü an Wohnnutzung gegeben sein.

Weitere Anforderungen an die nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. l
BauGB zulässigen Wohngebäude formuliert das Gesetz nicht.
Insbesondere müssen nicht die baulichen Voraussetzungen ei-
ner Förderung mit Mitteln der sozialen Wohnraumförderung
erfüllt oder gar die entsprechenden Förderbedmgungen einge-
halten werden. Dies ist erst dann der FaU, wenn die Festsetzung
von Flächen für Wohngebäude mit Festsetzungen nach §9
Abs. 2 d Satz l Nr. 2 oder 3 BauGB kombiniert wird und ist

zulässig, da nach § 9 Abs. 2 d Satz l BauGB eine oder auch
mehrere der Festsetzungen nach den Nrn. l bis 3 getroffen wer-
den können.20 Damit kann un Wege einer Festsetzung nach
Nr. l die Zulässigkeit von Wohngebäuden geregelt werden,
während minels einer Festsetzung nach Nr. 2 oder 3 für einen
Teü oder alle der zu errichtenden Wohnungen ergänzende Vor-
gaben festgesetzt werden können.

cc) Errichtung
Nach dem Wortlaut trifft § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. l BauGB nur

Vorgaben für die Errichtung von Gebäuden.21 Dies erfasst je-
denfalls den Neubau auf einem bislang unbebauten Grundstück
sowie den Abbruch emes Bestandsgebäudes mit anschließender
Neuerrichtung eines Wohngebäudes. Der Begriff der Errichtung
soll darüber hinaus auch den Umbau oder die bauliche Ände-
rung bestehender Gebäude umfassen.22 Nicht erfasst ist dem
WorÜaut nach die Nutzungsänderung emes bestehenden Gebäu-
des. 23

Vor dem Hintergrund der Zielsetzung der Neuregelung,
Wohnraum zu schaffen, und der Anwendung des sektoralen Be-
bauungsplans in Bereichen nach § 34 BauGB, erscheint eine
derartige Einschränkung wenig konsequent. Es ist auch nicht
ohne Weiteres nachvollziehbar, weshalb die Umnutzung eines
Bestandsgebaudes nicht zulässig sem sollte, während die Neuer-
richtung desselben Gebäudes mit geänderter Nutzung zulässig
wäre. Allerdings umfasst der bauplanungsrediüiche Vorhaben-

13 Offengelassen bei Mitschang, UPR 2021, 207 f. sowie Reidt, BauR 2021,
4l f.

14 So auch Mitschang, UPR 2021, 210, allerdings zur Festsetzung nach § 9
Abs. 2 d Nr. 2 BauGB.

15 Anders etwa in § 9 Abs. l Nr. 8 BauGB, wo es sich aber um einzelne Flä-
chen handeln muss, vgl. hierzu BVerwG, Beschl. v. 17. 12. 1992, NVwZ
1993, 562.

16 Gierke, in: Brügelmann, BauGB, Stand: Januar 2021, § 9 Rn. 383 m. w. N.
17 BVerwG, Urt. v. 08. 10. 1998, NVwZ 99, 415. Nach dem BayVGH soUe da-

gegen ein Überwiegen der Wohnnutzung nicht erforderüch sein; es sei
ausreichend, wenn die Wohnnutzung einen nennenswerten Teil der Nutz-
fläche einnehme und jedenfalls nicht nur von untergeordneter Bedeutung
sei, BayVGH, Urt. v. 13. 04.2006, NVwZ-RR 07, 79.

18 BVerwG, Beschl. v. 13. 12. 1995, NVwZ 1996, 787; OVG Münster, Beseht.
v. 12.03.2001, BauR 2001, 1238. Zur Abgrenzung vom bauordnungsrechdi-
chen Gebäudebegriffnach § 2 Abs 2 LBO Fickert/Fieseler, BauNVO, 13.
Aufl. 2018, § 22 Rn. 6. 1.

19 Gierte (Fn. 16), § 9 Rn. 383 (zu § 9 Abs. l Nr. 6 BauGB).
20 Mitschang, UPR 2021, 209.
21 Zum Begriff Dürr, in: Brügelmann (Fn. 16), § 29 Rn. 29.
22 Mitschang, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 14. Aufl. 2019, § 9

Rn. 46; Gierke (Fn. 16), § 9 Rn. 402 (zu § 9 Abs. l Nr. 8 BauGB).
23 So wohl auch Reidt. BauR 2021, 4l.
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begriff nach § 29 Abs, l BauGB die Errichtung, Änderung oder
Nutzungsänderung von baulichen Anlagen. Eine dem § 2
Abs. 13 Nr. l LBO vergleichbare Vorschrift, welche die Nut-
zungsänderung der Errichtung gleichstellt, gibt es im Planungs-
recht gerade nicht. Einem erweiterten Verständnis steht damit
der WorÜaut entgegen.

Im Ergebnis ist eine Nutzungsänderung nicht unter den Be-
griff der Errichtung im Sinn der Vorschrift zu fassen. Dies hat
zur Folge, dass eine Festsetzung nach § 9 Abs, 2 d Satz l Nr. l
BauGB hierzu keine Aussage trifft, die Zulässigkeit einer bloßen
Nutzungsänderung richtet sich daher nach § 34 BauGB.

dd) Verhältnis zu § 34 BauGB
Bei einem Bebauungsplan nach § 9 Abs. 2 d BauGB handelt es
sich um einen einfachen Bebauungsplan. 24 Dies bedeutet, dass
sich die Ziilässigkeit eines Vorhabens gemäß § 30 Abs. 2 BauGB
nach § 34 BauGB richtet, soweit der einfache Bebauungsplan
keine Vorgaben enthält.

Nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. l BauGB können Flächen festge-
setzt werden, auf denen Wohngebäude errichtet werden dürfen.
Dabei handelt es sich nicht um eine abschließende Regelung
zur Art der Nutzung, etwa vergleichbar einem Baugebiet nach
der BauNVO. Denn die nach der Festsetzung zulässigen Wohn-
gebäude lassen stets auch Raum für andere Nutzungen. Diese
beurteüen sich - mangels Vorgabe hierzu im Bebauungsplan -
gemäß § 30 Abs. 2 BauGB nach den Maßstäben des § 34
BauGB.

Die Zulassung bestimmter Anlagen (Wohngebäude) im Be-
bauungsplan stellt ungeachtet der damit getroffenen Aussage
zur Art der Nutzung ebenfalls keine Regelung dar, der darüber
hinaus Ausschlusswirkung gegenüber den sonst nach § 34
BauGB zidässigen Nutzungen zukommen könnte. Die im Gel-
tungsbereich der Festsetzung zulässigen Nutzungen werden
zwar um Wohnnutzungen (in Wohngebäuden) erweitert, damit
ist jedoch kein Ausschluss der sonst nach § 34 BauGB zulässi-
gen Nutzungen verbunden. Diese bleiben daneben weiterhin
zulässig. Vor dem Hintergrund der Zielsetzung des Bebauungs-
plans zur Wohnraumförderung mag diese Feststellung überra-
sehend sein. Sie läuft der gesetzlichen Zielsetzung indes nicht
zuwider, da die Festsetzung immer noch einen Beitrag zur
Schaffung von Wohnraum leisten kann. Der Anwendungsbe-
reich ist allerdings beschränkt auf Fälle, in denen nach § 34
BauGB bislang kein Wohnen zulässig ist.

Die Auslegung im Sinn einer parallelen Anwendbarkeit von
§ 34 BauGB und der Festsetzung nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. l
BauGB ergibt sich zum einen aus dem Wordaut der Norm, zum
anderen aus einer Zusammenschau mit anderen, vergleichbaren
Vorschriften. Betrachtet man die in Satz l geregelten Festset-
zungsmöglichkeiten fällt auf, dass nach den Nrn. 2 und 3 „nur"
die dort genannten Anlagen zulässig sind. Andere Anlagen sind
damit nach dem Wortlaut der Festsetzung nicht zulässig, die
Zulässigkeit kann sich damit auch nicht aus einem Rückgriff auf
§ 34 BauGB ergeben, da die msoweit abschließende Festsetzung
vorrangig ist. Eme entsprechende Formulierung findet sich etwa
auch in § 9 Abs. 2 a Satz l BauGB oder § 9 Abs. l Nr. 7 BauGB.

In beiden Fällen führt die Festsetzung dazu, dass sie, soweit ihr
Inhalt reicht, § 34 BauGB verdrängt. 26

Der WorÜaut von § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. l BauGB ist dage-
gen abweichend formuliert, die Vorschrift enthält kernen aus-
drücklichen Ausschluss anderweitiger Anlagen oder Nutzun-
gen. Dies wiederum ist mit der Regelung m § 9 Abs. 2 b BauGB
vergleichbar, wonach für Gebiete nach § 34 BauGB in einem
einfachen Bebauungsplan geregelt werden kann, dass Vergnü-
gungsstätten zulässig, ausnahmsweise zulässig oder unzulässig
sind. Der Zusatz „nur" findet sich auch dort nicht. Wird in

einem Bebauungsplan festgesetzt, dass Vergnügungsstätten zu-
lässig sind, so hat dies die Zulässigkeit von Vergnügungsstätten

zur Folge, ohne dass es auf die Voraussetzungen nach § 34
BauGB ankäme. 27 Dies führt allerdings nicht dazu, dass damit
andere nach § 34 BauGB zulässige Nutzungen unzulässig wür-
den. Denn hierzu trifft die zulassende Festsetzung keine Aus-
sage, Rechtsgrundlage für die planungsrechtliche Beurteüung ist
weiterhin § 34 BauGB.28 Entsprechendes gilt für die Zulassung
von Wohngebäuden durch eine Festsetzung nach § 9 Abs. 2 d
Satz l Nr. l BauGB.

b) Flächen für förderfähige Wohnungen
Nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 2 BauGB können Flächen festge-
setzt werden, auf denen nur Gebäude errichtet \verden dürfen,

bei denen einzelne oder aUe Wohnungen die baulichen Voraus-
Setzungen für eine Förderung mit Mitteln der sozialen Wohn-
raumförderung erfüllen.

aa) Gebäude

Die Festsetzung ermöglicht die Errichtung von Gebäuden, die
bestimmte bauliche Voraussetzungen erfüllen. Dabei muss es
sich nicht um Wohngebäude handeln, die Gegenstand der Fest-
Setzung nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. l BauGB sind. Vielmehr
umfasst der allgemeinere Begriff des Gebäudes diese zwar, da-
neben aber auch solche Gebäude, bei denen die Wohnnutzung
nur einen untergeordneten Stellenwert einnimmt und die damit
nicht als Wohngebäude einzuordnen sind (Gebäude mit Woh-
nungen). 29

Unzulässig sind dagegen Gebäude, die keine Wohnungen
enthalten, da dann die Vorgaben nach Nr. 2 nicht erfüllt werden
können. Dabei kann aus der Bezugnahme auf die baulichen
Voraussetzungen einer Förderung nicht geschlossen werden, es
komme auf eine tatsächliche Nutzung als Wohnung nicht an.
Eine Nutzungseinheit, mit der die Voraussetzungen einer Fest-
Setzung nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. l BauGB erfiiUt werden
soll, darf ungeachtet der baulichen Ausgestaltung nicht zu ande-
ren als Wohnzwecken genutzt werden. Soweit es sich nicht um
Wohnungen handelt, welche die baulichen Voraussetzungen ei-
ner Förderung einhalten müssen, macht die Festsetzung keine
Vorgabe hinsichdich der baulichen Gestaltung oder Nutzung
des Gebäudes im Übrigen. Dabei kann es sich um weitere, nicht
förderfähige Wohnungen handeln, aber auch um jede andere,
etwa gewerbliche Nutzung.

bb) Einzelne oder alle Wohnungen
Bei der insoweit vergleichbaren Festsetzung nach § 9 Abs. l
Nr. 7 BauGB können Flächen festgesetzt werden, auf denen
ganz oder teüweise nur förderfähige Wohngebäude errichtet
werden dürfen. Damit knüpft die notwendige Förderfähigkeit
dem WorÜaut nach nicht an die einzelne Wohnung30 

an, son-

dem an den Begriff des Wohngebäudes. Dies bedeutet jedoch
nicht, dass zwingend das Gebäude insgesamt förderfähig sein
müsste, die Festsetzung kann sich ausdrücklich auch auf die
teüweise Errichtung von Wohngebäuden beziehen. Hierzu kön-
nen bestiinmte Gebäude bezeichnet oder ein Anteil der Wohn-
gebäude oder Wohnungen angegeben werden, fiir die die Vor-
gaben hinsichtlich der Förderfähigkeit gelten soüen.31

24 Dazu bereits oben III.

25 Reiling, ZfBR 2021, 231.
26 VGH BW, Urt. v. 13. 07. 1995, VB1BW 1996, 184; Söfker, in: ErnsÜ

Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, Stand: Februar 2021, § 9
Rn. 242 h (zu Abs. 2 a); Gierte (Fn. 16), § 9 Rn. 391 (zu § 9 Abs. l Nr. 7).

27 Söfker (Fn. 26), § 9 Rn. 243 d.
28 Mitschang/Reidt (Fn. 22), § 9 Rn. 202; so auch Mitschang, UPR 2021, 207.
29 So auch Mitschang, UPR 2021, 209; Reidt hingegen verwendet auch hier

den Begriff des Wohngebäudes, BauR 2021, 42.
30 Der Begriff der Wohnung umfasst eine Gesamtheit von Räumen, die zur

Führung eines selbstständigen Haushalts bestimmt ist, Gierke (Fn. 16),
§ 9 Rn. 381.

31 Söfker (Fn. 26), § 9 Rn. 77.
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In einer Festsetzung nach § 9 Abs. 2 d Satz 2 Nr. 2 BauGB
hingegen kann bestimmt werden, dass einzelne oder alle Woh-
nungen in einem Gebäude die Fördervoraussetzungen erfüllen
müssen. 32 Dies beinhaltet eine Bestimmung der Anzahl oder
des Anteils entsprechender Wohnungen in einem Gebäude,
nicht aber notwendig die Bestimmung der konkret betroffenen
Wohnungen, was auf Planebene kaum möglich und städtebau-
lich auch nicht erforderlich sein dürfte.33 Es ist dagegen nicht
möglich, die Anzahl oder den Anteü entsprechend baulich ge-
stalteter Wohnungen auf die festgesetzte Fläche zu beziehen und
damit einem Vorhabenträger, der die gesamte festgesetzte Flä-
ehe bebauen will, mehr Flexibüität einzuräumen. Der Woh-

nungsanteil bezieht sich auf das jeweilige Gebäude, nicht aber
auf die festgesetzte Fläche. Nicht festgesetzt werden kann auch,
dass in den Gebäuden ausschließlich Wohnungen zulässig sind.

cc) Bauliche Voraussetzungen
Ein im Geltungsbereich einer Festsetzung nach §9 Abs. 2 d
Satz 2 Nr. 2 BauGB zu errichtendes Gebäude muss Wohnungen
enthalten, die die baulichen Voraussetzungen für eine Förderung
mit Mitteln der sozialen Wohnraumförderung erfüllen.

Maßgebend für die Förderfähigkeit sind dabei die einschlägi-
gen landesrechüichen Regelungen der Wohnraumförderung, in
Baden-Württemberg das Landeswohnraumförderungsgesetz
(LWoFG)34 in Verbindung mit der entsprechenden Verwal-
tungsvorschrift (VwV-Wohnungsbau). 35 Diese sieht etwa Vor-
gaben zu den Wohnungsgrößen zu fördernder Wohnungen
(Ziff. 4 VwV-Wohnungsbau) oder zur Barrierefreiheit (Ziff. 13
VwV-Wohnungsbau) vor. Der konkrete Inhalt der einzuhalten-
den baulichen Vorgaben ergibt sich damit nicht unmittelbar aus
dem Bebauungsplan, sondern kann nur unter Rückgriff auf das
aktuelle Förderprogramm ermittelt werden. Es handelt sich in-
soweit um eine dynamische Verweisung, auf die zum Zeitpunkt
des Satzungsbeschlusses geltende Fassung kommt es hmgegen
nicht an. 36

dd) Verhältnis zu § 34 BauGB
Weniger problematisch dürfte das Verhältnis zwischen einer
Festsetzung nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 2 BauGB und § 34
BauGB zu klären sein. Auch hier gut es allerdings zunächst
festzustellen, dass die Festsetzung keine abschließende Aussage
zur Art der Nutzung treffen kann. Soweit Gebäude neben Woh-
nungen auch andere Nutzungen enthalten, ist dies mit einer
Festsetzung nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 2 BauGB vereinbar,
deren Zulässigkeit richtet sich nach § 34 BauGB. Diese Nutzun-
gen smd damit zulässig, wenn sie sich in die Eigenart der nähe-
ren Umgebung einfügen.

Eine Festsetzung nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 2 BauGB legt
allerdings m ihrem Geltungsbereich abschließend fest, dass nur
bestimmte bauliche Anlagen zulässig sind, nämlich Gebäude
mit Wohnungen. Gebäude, in denen sich ausschließlich Woh-
nungen befinden, sind danach ebenfalls zulässig, nicht aber Ge-
bäude gänzlich ohne Wohnungen. Eine Zulassung ist mit der
Festsetzung nicht vereinbar und kann auch nicht unter Rück-
griff auf § 34 BauGB erfolgen, auch wenn sich das Vorhaben -
bei Außerachtlassung der Vorgaben des sektoralen Bebauungs-
plans - in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen sollte.
Denn der Plan trifft insoweit nach dem WorÜaut eme abschlie-
ßende Aussage. Der Bebauungsplan ist auch dann maßgebend,
wenn er weitergehende Festsetzungen nach § 9 Abs. 2 d Satz 2
BauGB, insbesondere zum Maß der Nutzung, trifft, sodass auch
insoweit kern Rückgriff auf § 34 BauGB erfolgen kann.37

c) Flächen für gebundene Wohnungen
Weist die Festsetzung nach § 9 Abs. 2 d Satz 2 Nr. 2 BauGB
noch große Ähnlichkeit mit § 9 Abs. l Nr. 7 BauGB auf, so fin-
det sich für die m § 9 Abs. 2 d Satz 2 Nr. 3 BauGB geregelte

Festsetzungsmöglichkeit kein Pendant im Festsetzungskatalog
des § 9 Abs. l BauGB. Allenfalls kann eine Parallele zu § 12
Abs. 3 a BauGB gezogen werden, da auch dort eine Verknüp-
füng zwischen Bebauungsplan imd vertraglicher Verpflichtung
geschaffen wird.

Nach § 9 Abs. 2 d Satz 2 Nr. 3 BauGB können Flächen festge-
setzt werden, auf denen nur Gebäude errichtet werden dürfen,
bei denen sich em Vorhabenträger hinsichtlich einzelner oder
aller Wohnungen dazu verpflichtet, die zum Zeitpunkt der Ver-
pflichtung geltenden Förderbedingungen der sozialen Wohn-
raumförderung, insbesondere die Miet- und Belegungsbindung,
einzuhalten, und die Einhaltung dieser Verpflichtung in geeig-
neter Weise sichergestellt wird.

aa) Bisherige Gestaltungsmöglichkeiten
Bislang konnte in einem Bebauimgsplan gemäß § 9 Abs. l Nr. 7
BauGB festgesetzt werden, dass auf bestimmten Flächen ganz
oder teilweise nur Wohngebäude errichtet werden dürfen, die
mit Mitteln der sozialen Wohnraumförderung gefördert werden
können. Diese Festsetzung betrifft damit - vergleichbar mit § 9
Abs. 2 d Satz l Nr. 2 BauGB - die bauliche Ausgestaltung der zu
errichtenden Wohnungen nach Maßgabe der landesrechdichen
Vorschriften zur Wohnraumförderung.

Eine Festsetzung der späteren Nutzung entsprechend den
Förderbedingungen - Vermietung nach Maßgabe von Ein-
kommensgrenzen, Mietpreisbindung, Fesüegung eines Bin-
dungszeitraums - konnte dagegen im Bebauungsplan nicht
erfolgen. Hierzu waren städtebauliche Verträge erforderlich,
in denen die entsprechenden Verpüichtungen des Vorhaben-
trägers vertraglich geregelt und abgesichert wurden. 38 Räum-
lich war dies allerdings begrenzt auf Gebiete, m denen Bau-
rechte durch Aufstellung oder Ändemng, in Einzelfällen auch
durch Aufhebung eines Bebauungsplans neu geschaffen wur-
den. Zudem bedurfte es jeweils besonderer (nicht immer
praktisch wirksamer) Regelungen zur Absicherung der ver-
traglichen Verpflichtungen.

Allenfalls in einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan
sollte auch schon bislang über § 9 Abs. l Nr. 7 BauGB hinaus
bestimmt werden können, dass nicht nur förder fähige Wohnun-
gen errichtet werden, sondern dass die Wohnungen auch ent-
sprechend den Förderbedingungen genutzt werden müssen.39
Entsprechende Fallgestaltungen sind in der Praxis aber wohl
eher die Ausnahme geblieben.

bb) Verpflichtungserklärung
Nach § 9 Abs. 2 d Satz 2 Nr. 3 BauGB muss sich der Vorhaben-
träger dazu verpflichten, die zum Zeitpunkt der Verpflichtung
geltenden Förderbedingungen der sozialen Wohnraumförde-
rung, insbesondere die Miet- und Belegungsbindung, einzuhal-
ten.

32 Es ist fraglich, ob man aus dem Wortlaut schließen kann, dass damit mm-
destens zwei Wohnungen pro Gebäude diese Voraussetzungen erfüllen
müssen, so aber Mitschang, UPR 2021, 210.

33 Weitergehend Mitschang, UPR 2021, 210.
34 Landesgesetz zur Förderung von Wohnraum und Stabüisierung von Quar-

tiersstrukturen vom 11. 12. 2007 (GBL 2007, 581), zuletzt geändert durch
Art. l des Gesetzes vom 07. 05.2020 (GB1. 2020, 253).

35 Aktuell die Verwaltungsvorschrift des Wirtschaftsministeriums zum För-
derprogramm Wohnungsbau Baden-Württemberg 2020/2021 (VwV-Woh-
nungsbau BW 2020/2021) vom 01.04.2020 (Az. : 5-2711. 1-20/21).

36 Söfker (Fn. 26), § 9 Rn. 77 (zu § 9 Abs. l Nr. 7 BauGB).
37 Mitschang, UPR 2021, 208; so auch Kment, ZRP 2020, 180.
38 Hierzu Schwab, Städtebauliche Verträge, 2017, TeU C Rn. 184 ff. ; Bank,

in: Brügelmann (Fn. 16), § 11 Rn. 57ff.
39 Krautzberger (Fn. 26), S 12 Rn. 82.



402 — Abhandlungen VBIBW Heft 10/2021

(l) Inhalt

Der notwendige Inhalt der einzugehenden Verpflichtung ergibt
sich aus den zum Zeitpunkt der Verpflichtung geltenden För-
derbedingungen. Hier verweist die Norm wiederum auf das
Landeswohnraumförderungsgesetz in Verbindung mit der
VwV-Wohnungsbau. 40 Es handelt sich anders als bei § 9
Abs. 2 d Satz 2 Nr. 2 BauGB allerdings nicht um eine dynami-
sehe Verweisung. Die maßgebliche Fassung wird durch den
Zeitpunkt der Verpflichtung bestimmt.

Dabei ist jedoch zu beachten, dass die Förderbestimmun-
gen nicht alle emzuhaltenden Vorgaben abschließend festle-
gen. Es gibt vielmehr Gestaltungsspielräume, bei denen in-
nerhalb des gesetzten Rahmens passgenaue Lösungen für die
Förderung eines Vorhabens festgelegt werden können. Dies
betrifft etwa den vorzunehmenden Mietabschlag in Bezug
auf die ortsübliche Vergleichsmiete, daneben ist aber auch
die Dauer der Wohnungsbindung nicht festgelegt; sie kann
zwischen zehn und 30 Jähren betragen. 41 Abhängig von den
gewählten Parametern, ergibt sich die tatsächliche Förderung
des Vorhabens. Dies bedeutet zunächst, dass für ein Vorha-

ben im Geltungsbereich einer Festsetzung nach § 9 Abs. 2 d
Satz l Nr. 3 BauGB die geltenden Förderbedingungen konkre-
tisiert werden müssen. Es kann nicht, ohne Weiteres darauf

geschlossen werden, es müsse stets die längste Bindungsdauer
oder die maximal mögliche Förderung angesetzt werden. An-
dernfalls würde für den Vorhabenträger der Entscheidungs-
Spielraum im Rahmen der Förderung beschränkt. Dies ist
dem Gesetz aber nicht zu entnehmen und zudem vor dem

Hintergrund der gesetzlichen Zielsetzung weder erforderlich
noch zielführend. Damit muss sich die Verpflichtung nach
§ 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 3 BauGB zwar im Rahmen der För-
derbestimmungen halten, bestehende Spielräume können aber
weiterhin genutzt werden.

Die Bezugnahme auf die geltenden Förderbestimmungen hat
auch noch eine weitere wichtige Konsequenz. Die Bindimgen
im Rahmen der Wohnraumförderung sind stets zeitlich be-
grenzt, aktuell auf maximal 30 Jahre. Danach endet die Förde-
rung nebst den damit einhergehenden rechüichen Bindungen,
und die Wohnungen können bindungsfrei und zu marktübli-
chen Konditionen vermietet werden. Entsprechend der abgege-
benen Verpflichtungserklärung, die sich auf die geltenden För-
derbedingungen bezieht und damit ebenfalls nur eine zeidich
begrenzte Bindung begründen kann, besteht die nunmehr bau-
planungsrechthch geltende Vorgabe nur innerhalb des Bin-
dungszeitraums. Anschließend können Wohnungen bindungs-
frei genutzt werden, ohne dass dies einen Verstoß gegen öffent-
lich-rechtliche Vorschriften begründen würde und die Bau-
rechtsbehörde zum Einschreiten berechtigte. Im Falle einer
Neuerrichtung gelten dagegen wieder die sich aus dem Bebau-
ungsplan ergebenden Bindungen.

(2) Funktion

Die Verpflichtung zur Nutzung bestimmter Wohnungen nach
Maßgabe der Förderbedingungen ist Inhalt der Festsetzung des
Bebauungsplans und damit bauplanungsrechtliche Vorausset-
zung der Zulassung eines Vorhabens. Sie steht nicht mehr wie
nach dem klassischen Modell städtebauücher Verträge neben
dem Bebauungsplan und trifft hierzu ergänzende Regelungen,
zu denen der Bebauungsplan keine Vorgaben macht bzw. ma-
chen darf. Das Vorliegen einer entsprechenden Verpflichtung
ist also Genehmigungsvoraussetzung4 2 und von der zuständigen
Baurechtsbehörde im Baugenehmigungsverfahren zu prüfen.
Bislang war der Inhalt städtebauücher Verträge - auch bei Vor-
liegen einer Festsetzung nach § 9 Abs. l Nr. 7 BauGB - für die
spätere Genehmigung nicht relevant und musste unabhängig
vom Genehmigungsverfahren auf vertraglicher Grundlage ab-
gesichert und ggf. auch durchgesetzt werden.

(3) Vertrag oder einseitige Erklärung
Bislang wurden Verpflichtungen zur Nutzung von Wohnungen
entsprechend den Förderbestimmungen regelmäßig im Rahmen
flankierender städtebaulicher Verträge und vor der Schaffung
von Baurecht vereinbart. Dies wird auch weiterhin möglich sein
und dürfte dem Erfordernis emer Verpflichtung des Vorhaben-
trägers nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 3 BauGB bei entsprechender
inhaltlicher Ausgestaltung genügen. Allerdings ist dem Geset-
zeswortlaut nicht zu entnehmen, dass es sich bei der Verpflich-
tung zwingend um eine vertragliche Verpflichtung handeln
muss; auch ein Verweis auf §11 BauGB findet sich - obgleich
im ursprünglichen Gesetzesentwurf enthalten - nicht mehr. 43
Damit kommt auch eine einseitige Verpflichtungserklärung44
des Vorhabenträgers in Betracht, 45 wie sie auch in anderen Be-
reichen zur Anwendung kommt, etwa in § 35 Abs. 5 Satz 2
BauGB oder § 27 Abs. l Satz l BauGB.

Diese Auslegung ist konsequent, wenn man die Verpflich-
tungserklärung als zusätzliches Genehmigungserfordernis ver-
steht. Dann kann es fiir die Ztdässigkeit eines Vorhabens nicht
darauf ankommen, ob ein städtebaulicher Vertrag - der vielfach
umfangreiche weitere Regelungen beinhaltet - mit der Ge-
meinde zustande kommt. Es muss dem Vorhabenträger auch
möglich sein, durch Abgabe einer entsprechenden Verpflich-
tungserklärung eine Baugenehmigung zu erlangen, ohne dass
dies von der Mitwirkung Dritter abhängt.

Die Möglichkeit des Vorhabenträgers, statt eines Vertrags
eine einseitige Verpflichtungserklärung abzugeben, kann erheb-
liche Auswirkungen auf die einzuhakenden Förderbedmgungen
haben. Denn diese beinhalten nicht unerhebliche Gestaltungs-
Spielräume, etwa hinsichtlich der Bindungsdauer oder des vor-
zunehmenden Abschlags von der ortsüblichen Vergleichsmiete.
Die Umsetzung einer von der Gemeinde gewünschten Bin-
dungsdauer (regelmäßig die maximale Bindung über 30 Jahre)
wird seitens der Gemeinden bei klassischer Gestaltung bislang
dadurch erreicht, dass erst nach Abschluss eines entsprechen-
den städtebaulichen Vertrags der Bebauungsplan in Kraft ge-
setzt bzw. das Stadium nach § 33 BauGB erreicht wird. Damit
hat es die Gememde weitgehend in der Hand, die konkrete Aus-
gestaltung der Förderkulisse zu bestimmen.

Eine entsprechende Vorgehensweise bei der Aufstellung ei-
nes sektoralen Bebauungsplans nach § 9 Abs. 2 d BauGB kann
aber nur dann erfolgreich sein, wenn im Plangebiet noch keine
Wohnnutzimgen zulässig sind, Baurecht für Wohnungen also
erst geschaffen werden muss. Soweit dies dagegen schon vor der
Uberplanung nach § 9 Abs. 2 d BauGB der Fall ist, kann zwar
eine Beschränkung durch Festsetzung baulicher Vorgaben für
eine Bebauung erfolgen. Der Vorhabenträger kann dann aber
im Wege der einseitigen Verpflichtung die für ihn günstigsten
Förderbedingungen festlegen.

(4) Zeitpunkt
§ 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 3 BauGB trifft kerne Aussage zum Zeit-
punkt, zu dem die Verpflichtung des Vorhabeaträgers erfolgen
muss. Es ist lediglich festgelegt, dass sich die Verpflichtung auf die
zum Zeitpunkt der Verpflichtung geltenden Förderbedingungen

40 Nicht erfasst sind dagegen kommunale Fördermstrumente, die ergänzend
neben der Förderung nach landesrechäichen Vorgaben anwendbar sein
können.

41 Vgl. Ziff. 2 der VwV Wohnungsbau BW 2020/2021.
42 So auch Mitschang, UPR 2021, 211; Reidt, BauR 2021, 43. AUeül eine ver-

fragliche Verpflichtung nennt Kment, ZRP 2020, 180, ohne die Möglich-
keit einer einseitigen Verpflichtungserklärung anzusprechen.

43 Nach dem Referentenentwurf war ausdrücklich eine Verpflichtung in
einem städtebaulichen Vertag vorgesehen.

44 Dabei handelt es sich um eine einseitige, empfangsbedürftige WUlenser-
klärung.

45 Reidt. BauR 2021, 43; offengelassen bei Mitschang, UPR 2021, 211.
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beziehen muss. Städtebauliche Verträge im Zusammenhang mit
der Schaffung von Baurecht müssen abgeschlossen sein, bevor
zugunsten des Vorhabenträgers Baurecht (regelmäßig nach § 33
BauGB) entstanden ist. Hintergrund ist das Kopplungsverbot
nach §11 Abs. 2 Satz 2 BauGB. Für den Durchfiihrungsvertrag
ist in § 12 Abs. l Satz l BauGB ausdrücklich geregelt, dass dieser
vor dem Satzungsbeschluss abgeschlossen sein muss.46

Versteht man die Verpflichtungserklärung als bauplanungs-
rechtliches Genehmigungserfordernis, 47 so kann sie ohne Wei-
teres auch nach dem Inkrafttreten des Bebauungsplans im Rah-
men des Genehmigungsverfahrens abgegeben werden.48 Da zu
den nach § 58 LBO zu prüfenden öf¥enüich-rechtlichen Vor-
schritten die planungsrechtlichen Vorgaben des maßgeblichen
Bebauungsplans gehören, hat die Baurechtsbehörde zu prüfen,
ob eine entsprechende Erklärung einschließlich der notwendi-
gen Sicherung vorliegt. Erst dann kann sie eine beantragte Bau-
genehmigung erteilen. Wird die Verpflichtungserklärung in
Form einer vertraglichen Vereinbarung abgegeben, so kann dies
allerdings nur dann gelten, wenn sich der Vertrag auf die Ver-
pflichtung nach § 9 Abs. 2 d BauGB beschränkt. Enthält er da-
gegen weitergehende Verpflichtungen wie etwa Folgekostenver-
einbarungen, so wären diese voraussichüich wegen Verstoßes
gegen das Kopplungsverbot unwirksam.49 Ob in einem solchen
Fall entsprechend § 139 BGB eine Teüunwirksamkeit angenom-
men werden kann, ist zweifelhaft. Die Vertragsgegenstände
dürften zwar grundsätzlich teübar sein, es ist aber wohl kaum
anzunehmen, dass der Vertrag auch ohne die unwirksamen
Teile geschlossen worden wäre.

(5) Adressat
Dem Gesetz ist nicht zu entnehmen, wer Adressat der Ver-

pflichtamg - sei es durch Vertrag, sei es im Wege einer einseiti-
gen Erklärung - sein soll, wem gegenüber sich der Vorhaben-
träger also verpflichten muss. Wie selbstverständlich wird wohl
davon ausgegangen, dass dies wie bislang die Gemeinde sein
muss. Sofern die Verpflichtung im Rahmen emes städtebauli-
chen Vertrags erfolgt, ist dies naheliegend, da städtebauliche
Verträge gemäß §11 Abs. l Satz l BauGB von der Gemeinde
abgeschlossen werden können. Alternativ kommt allerdings
auch die Baurechtsbehörde als Adressat einer entsprechenden
Erklärung in Betracht50. § 11 Abs. l Satz l BauGB steht dem
Abschluss eines öffendich-rechüichen Vertrags zwischen Vorha-
benträger und Baurechtsbehörde nicht entgegen. 51 Im Falle ei-
ner einseitigen Verpflichtungserklärung stellt sich ebenfalls die
Frage, wem gegenüber diese abzugeben ist.

Für die Gememde könnte - neben der bisherigen Praxis -
sprechen, dass diese ohnehin dafür zuständig ist, die Einhaltung
der Förderbestimmungen bei Inanspruchnahme emer Förde-
rung zu überwachen.52 Allerdings setzt § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 3
BauGB nicht voraus, dass eine Förderung tatsächlich in An-
Spruch genommen wird. Dies ist zwar möglich und vielfach
sicherlich wirtschaftlich sinnvoll, aber jedenfalls nicht notwen-
dig, um die Vorgaben einer Festsetzung nach § 9 Abs. 2 d Satz l
Nr. 3 BauGB einzuhalten.

Es sprechen dagegen gute Gründe dafür, die zuständige Bau-
rechtsbehörde als Adressatin der Verpflichtung anzusehen, da
es sich dabei um ein Genehmigungserforderais handelt. Die
Gememde setzt mit der Aufstellung des Bebauungsplans die
planungsrechdichen Rahmenbedingungen für die Genehmi-
gung eines Vorhabens. Die Umsetzung dieser Vorgabe im Ge-
nehmigungsverfahren obliegt hmgegen der Baurechtsbehörde,
da die planungsrechüichen Vorgaben wesentlicher Bestandteil
der von ihr gemäß § 58 Abs. l LBO zu prüfenden öffentlich-
rechtlichen Vorschriften sind. 53 Gleichzeitig ist nach Genehmi-
gungserteilung die Baurechtsbehörde - und nicht die Ge-
meinde - dafür zuständig, die Einhaltung der baurechüichen
Vorgaben zu überwachen und ggf. einzuschreiten, sollten die

Förderbestimmungen zu einem späteren Zeitpunkt (aber noch
innerhalb des Bindungszeitraums) nicht mehr eingehalten wer-
den. Eine Notwendigkeit, nach Wirksamwerden eines Bebau-
ungsplans die Verpflichtung gegenüber der Gemeinde einzuge-
hen, erschließt sich nicht.

Im Ergebnis ist damit davon auszugeben, dass ein Vorhaben-
träger die Verpflichtung nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 3 BauGB
gegenüber der Baurechtsbehörde erklären muss. Da bei Aufstel-
lung eines sektoralen Bebauungsplans das bisher praktizierte
Modell grundsätzlich umsetzbar ist, kann auch weiterhin - so-
fern nach § 11 Abs. 2 Satz 2 BauGB zulässig - mit der Ge-
meinde ein städtebaulicher Vertrag abgeschlossen werden. Die-
ser ersetzt jedoch nicht die notwendige Verpflichtung gegen-
über der Baurechtsbehörde, die allerdings ebenfalls in einer
vertraglichen Vereinbarung erfolgen kann.

cc) Geeignete Sicherung
Neben der Verpflichtung zur Einhaltung der Förderbedingun-
gen setzt § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 3 BauGB voraus, dass die Ein-
haltung dieser Verpflichtung in geeigneter Weise sichergestellt
wird. In welcher Form diese Sicherung zu erfolgen hat, ist dem
Gesetz nicht zu entnehmen, auch die Gesetzesbegründung
schweigt sich hierzu aus. 54

Vertragliche Sicherungsmittel, insbesondere Vertragsstrafen,
dürften allein keine geeignete Sicherung darstellen. Zum einen
sind vertragliche Regelungen nicht rechtsnachfolgefest, es be-
darf bei einer Veräußerung damit stets einer Weiterverpflich-
tung des Rechtsnachfolgers. Unterbleibt diese, mag dies zwar
Konsequenzen für die vertragswidrig handekide Partei haben,
eine Sicherung der Verpflichtung nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 3
BauGB liegt dann aber nicht mehr vor. Hinzu kommt, dass
vertragliche Regelungen der Disposition der Vertragsparteien
unterliegen, damit auch nachträglich geändert werden können.
Gerade bei Vertragsstrafen kommt die regeknäßig bestehende
Unsicherheit hinzu, ob diese ausreichend hoch bemessen sind,

um den Vertragspartner zur Einhaltung seiner Verpflichtungen
anzuhalten, ohne aber unangemessen hoch auszufällen.
Em ergehender Förderbescheid könnte dagegen durchaus als

geeignete Sicherung i. S. v. § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 3 BauGB an-
zusehen sein. Der Förderbescheid wirkt als dinglicher Verwal-
tungsakt auch für und gegen Rechtsnachfolger, ist anders als
vertragliche Regelungen damit rechtsnachfolgefest, ohne dass es
hierzu weiterer Maßnahmen bedarf.55 Gleichzeitig ist eine
Überwachung und ggf. auch Sanktionierung von Fehlverhalten
auf der Grundlage der bestehenden gesetzlichen Regelungen
möglich. Allerdings kann ein Förderbescheid seine sichernde
Wirkung nur dann entfalten, wenn auch tatsächlich eine Förde-
rung in Anspruch genoinmen wird, was aber nach § 9 Abs. 2 d
Satz l Nr. 3 BauGB nicht zwingend der Fall sein muss. Nimmt
der Vorhabenträger keine Förderung in Anspruch, muss eme
anderweitige Sicherung erfolgen.

Die Nutzung gebundener Wohnungen durch einen bestimm-
ten Personenkreis - hier anknüpfend an die Eiiikommensgren-

46 Ausreichend ist nach der Rechtsprechung, dass zum Zeitpunkt des Sat-
zungsbeschlusses ein verbindliches Angebot des Vorhabenträgers vorÜegt,
VGH BW, Urt. v. 29. 04.2009, VB1BW 2009, 348.

47 Dazu oben FV. l.b) bb) (2).
48 Ebenso Reiling, ZfSR 2021, 230.
49 Hierzu Bank, in: Brügelmann (Fn. 16), § 11 Rn. 100 m. w. N. zur Recht-

sprechung.
50 Die Präge stellt sich wohl aüenfajls dann nicht, wenn die Gemeinde

gleichzeitig auch Baurechtsbehörde ist.
51 Hierfür gelten die allgemeinen Vorgaben für öffentlich-rechüiche Ver-

träge nach den §§ 54 ff. VwVfG.
52 § 9 Abs. 6 S. l LWoFG i. V. m. § l ZuständigkeitsVO-LWoFG.
53 Sauter, LBO für BW, Stand: Februar 2021, § 58 Rn. 56.
54 BT-Drs. 19/24838, S. 19 und 25.
55 § 3 Abs. 2 Satz l LWoFG.
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zen nach den Förderbestimmungen - kann durch Eintragung
einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit gesichert wer-
den, was nach dem bisherigen Modell auch regelmäßig so ge-
handhabt wird. Dabei kann neben der konkreten Bestimmung
des Nutzerkreises auch geregelt werden, dass die Nutzung nur
durch solche Personen erfolgen kann, die dem Vorhabenträger
von der Gemeinde benannt werden. 56 Eine dingliche Absiche-
rung der baulichen Vorgaben einer Förderung kann ebenfalls
im Wege einer Dienstbarkeit erfolgen. 57 Eine Dienstbarkeit bie-
tet den Vorteü einer dinglichen Wirkung aufgrund der Eintra-
gang im Grundbuch, ist damit - ebenso wie der Förderbe-
scheid - rechtsnachfolgefest.

Die notwendige Sicherung nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 3
BauGB umfasst neben dem berechtigten Nutzerkreis und den
baulichen Vorgaben aber auch die Vermietung zu einem redu-
zierten Mietzins. Hier dürften die Grenzen einer dinglichen Ab-
Sicherung erreicht sein, da ein Verbot der Vornahme von Hand-
langen, das lediglich die rechtsgeschäfdiche Freiheit des Eigen-
tümers berührt, nicht als Dienstbarkeit eingetragen werden
kann.58 Die Vermietung von Wohnungen zu einem bestimmten
Mietzins bzw. bis zu einer festgelegten Obergrenze betrifft indes
keine tatsächlichen Handlungen auf dem Grundstück, vielmehr
allein die rechtsgeschäftliche Verfiigungsbefugnis des Eigentü-
mers. Damit kann im Wege einer Dienstbarkeit der nach den
Förderbestimmungen vorgesehene Mietabschlag nicht abgesi-
chert werden. Eine Sicherung nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 3
BauGB allein im Wege der Dienstbarkeit dürfte damit ausschei-
den.

Statt einer Absicherung durch Dienstbarkeit dürfte es nun-
mehr aber möglich sein, die Verpflichtung nach § 9 Abs. 2 d
Satz l Nr. 3 BauGB durch eine Baulast abzusichern. Nach §71

Abs. l Satz l LBO kann ein Grundstückseigentümer durch Er-
klärung gegenüber der Baurechtsbehörde öffentlich-rechdiche
Verpflichtungen zu einem das Grundstück betreffenden Tun,
Dulden oder Unterlassen übernehmen, das sich nicht schon aus

öffentlich-rechtlichen Vorgaben ergibt. Baulasten werden zwar
regelmäßig durch Eigentümer von Nachbargrundstücken über-
nommen, sie können aber auch für das Baugrundstück über-
nommen werden, soweit dies fiir die Genehmigung eines Vor-
Habens erforderlich ist.59 Entscheidend ist, dass es sich dabei
um em Tun, Dulden od.er Unterlassen mit baurechtlicher Rele-

vanz handelt, also ein Zusammenhang zu den Aufgaben der
Baurechtsbehörde besteht. Dazu gehört neben der Beachtung
bauordnungsrechdicher Vorgaben auch die Einhaltung der pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen eines Vorhabens, weshalb
durch Baulast auch die Erfüllung planungsrechtlicher Vorgaben
gesichert werden kann.60

Bei der zu sichernden Verpflichtung handelt es sich ebenso
wie bei der Notwendigkeit einer Sicherung um bauplanungs-
rechüiche Vorgaben, die von der Baurechtsbehörde im Rahmen
eines Genehmigungsverfahrens zu prüfen sind. Sie sind damit
für eine Absicherung durch Baulast geeignet. Der Inhalt der
Verpflichtung ergibt sich auch nicht bereits unmittelbar aus
dem Gesetz bzw. dem Bebauimgsplan, sondern aus der abgege-
benen Verpflichtungserklärung i. V. m. den maßgeblichen För-
derbestünmungen. Da die Baulast anders als eine Dienstbarkeit
in ihrem Inhalt nicht beschränkt ist und jegliches Tun, Dulden
oder Unterlassen umfassen kann, solange es nur von baurechtli-
eher Relevanz ist, kann eine vollständige Absicherung der In-
halte der Verpflichtungserklärung erfolgen. Hinzu kommt, dass
eine Baulast kraft Gesetzes auch für und gegen Rechtsnachfol-
ger wirkt, § 71 Abs. l Satz 2 LBO. Schließlich steht sie auch
nicht zur Disposition der Beteüigten. Eine Baulast erlischt
durch schriftlichen Verzicht der Baurechtsbehörde, die den Ver-

zieht nur erklären darf, wenn ein öffentliches Interesse an der

Baulast nicht mehr besteht. 61 Dies wäre vorliegend jedenfalls
dann der Fall, wenn die sich aus der Verpflichtungserklärung

ergebende Bindungsdauer abgelaufen ist. Im Ergebnis erfüllt die
Baulast alle Voraussetzungen einer geeigneten Sicherung nach
§ 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 3 BauGB.

Neben einer Sicherung durch Baulast kommt auch eine ent-
sprechende Auflage zur Baugenehmigung als Sicherungsmittel
in Betracht. Nach § 36 Abs. l Alt. 2 VwVfG darf ein Verwal-

tungsakt, auf den - wie bei der Baugenehmigung - ein An-
Spruch besteht, mit einer Nebenbestimmung nur versehen wer-
den, wenn diese sicherstellen soll, dass die gesetzlichen Voraus-
Setzungen des Verwaltungsakts erfüllt werden. Zweck der
Regelung in § 36 Abs. l Alt. 2 VwVfG ist es, rechts- und an-
spruchsbegründende Voraussetzungen, deren Fehlen zur Versa-
gung des VA fuhren muss, auszuräumen.62 Als Nebenbesüm-
mung kommt hierfiir eine Auflage in Betracht, durch die dei^i
Adressaten der Baugenehmigung ein bestimmtes Tun, Dulden
oder Unterlassen vorgeschrieben wird. Der Wordaut steht dem
nicht entgegen, da nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 3 BauGB nicht
zwingend der Vorhabenträger die Sicherimg beibringen muss;
es wird vielmehr die Passivform verwendet, wonach ausrei-

chend es ist, dass die Eiiihaltung der Verpflichtung in geeigneter
Weise sichergestellt wird.

Im Wege einer Auflage kann der Vorhabenträger verpflichtet
werden, die zu errichtende bauliche Anlage entsprechend der
abgegebenen Verpflichtungserklärung zu nutzen und die För-
derbestimmungen einzuhaken. Zwar dient eine Auflage grund-
sätzlich nur dazu, die Genehmigungsfähigkeit im Zeitpunkt der
Erteilung und nicht auf Dauer sicherzustellen. 63 Im Fall des § 9
Abs. 2 d Satz l Nr. 3 BauGB ist jedoch die Verpflichtung zur
Einhaltung der Förderbestimmungen für einen bestimmten
Zeitraum gerade Genehmigungsvoraussetzung, ebenso wie die
Notwendigkeit einer Sicherung, die sich ebenfalls auf den ge-
samten Bindungszeitraum bezieht. Daher kann ausnahmsweise
im Wege einer Auflage die Verpflichtung zur Einhaltung der
Förderbedingungen auf Dauer gesichert werden.64

Da die Auflage selbstständig von der Baurechtsbehörde
durchgesetzt werden kann, sichert sie die Einhaltung der einge-
gangenen Verpflichtung. Als Bestandteü der Baugenehmigung
teilt sie deren dinglichen Charakter und wirkt damit auch gegen
Rechtsnachfolger. Inhaltlich ist die Verpflichtung durch eine
Auflage umfassend sicherbar. Damit stellt auch eine Auflage zur
Baugenehmigung eine geeignete Sicherung i. S. v. §9 Abs. 2 d
Satz l Nr. 3 BauGB dar, auch wenn die Auflage streng genom-
men nicht das Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen si-
cherstellt, sondern selbst die nach der Vorschrift notwendige
Sicherung darstellt.

dd) Verhältnis zu § 34 BauGB

HinsichÜich des Verhältnisses der Festsetzung zu § 34 BauGB
kann auf die Ausführungen zu § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 2 BauGB
verwiesen werden. 65

56 BGH, Urt. v. 21. 12. 2012, NfW 2013, 1063 mit ausführlichen Nachweisen
zur Rechtsprechung.

57 Zu Zulässigkeit von Baubeschränkungen durch eme Dienstbarkeit Mohr,
in: Münchener Kommentar zum BGB, 8. Aufl. 2020, §1018

Rn. 39 m. w. N.

58 BGH, BescU. v. 30. 01. 1959, NfW 64, 804.
59 Säufer (Fn. 53), § 71 Rn. 2.
60 VGH BW, Urt. v. 10. 01.2007, VB1BW 2007, 225; Sauter (Fn. 53), § 71

Rn. 15 m. w. N.
61 § 71 Abs. 3 Satz l, 2 LBO; zu den Voraussetzungen der Löschung Sauter

(Fn. 53), § 71 Rn. 46 ff.
62 Stelkens, in: Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 9. Aufl: 2018, § 36 Rn. 121.
63 Hierzu Weiß, in: Mann/Sennekamp/Uechtritz, VwVfG, 2. Aufl. 2019, § 36

Rn. 72 m. w. N.
64 Stelkens (Fn. 62), § 36 Rn. 123.
65 Dazu oben IV. l. B) dd).
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ee) Zwischenfazit

Bei der nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 3 BauGB notwendigen Ver-
pflichtung handelt es sich um ein bauplanüngsrechtliches Ge-
nehmigungserfordernis. Sie kann im Wege einer vertraglichen
Vereinbarung oder als einseitige Verpflichtungserklärung erfol-
gen. Soweit die Förderbestimmungen Gestaltungsspielräume
enthalten, sind diese im Rahmen der Verpflichtung des Vorha-
benträgers zu konkretisieren. Adressatin der Verpflichtungser-
klärung ist die Baurechtsbehörde. Zur Sicherung eignen sich
Baulasten und Auflagen zur Baugenehmigung.

2. Ergänzende Festsetzungen
Neben den Festsetzungen nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. l bis 3
BauGB können in einem sektoralen Bebauungsplan zur
Wohnraumversorgung ergänzend gemäß § 9 Abs. 2 d Satz 3
BauGB eine oder mehrere der dort genannten Festsetzungen
getroffen werden. Hierbei ergeben sich keine Neuerungen, es
handelt sich um bekannte Festsetzungen aus dem Katalog
des § 9 Abs. l BauGB - Maß der Nutzung (§ 9 Abs. l Nr. l
BauGB), Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare
Grundstücksfläche sowie Stellung der baulichen Anlagen (§ 9
Abs. l Nr. 2 BauGB), vom Bauordnungsrecht abweichende
Abstandsflächen (§ 9 Abs. l Nr. 2 a BauGB) und Mindest-/

Höchstmaße für die Größe, Breite und Tiefe der Baugrund-
stücke (§ 9 Abs. l Nr. 3 BauGB).

Die ergänzende Festsetzbarkeit bedeutet, dass jedenfalls eine
der in Satz l genannten Festsetzungen im Bebauungsplan ge-
troffen werden muss, damit zusätzlich eine oder mehrere der

Festsetzungen nach Satz 2 festgesetzt werden können. Das Feh-
len von Festsetzungen nach Satz l muss indes nicht ohne Weite-
res zur Unwirksamkeit eines Bebauungsplans führen. Mögü-
cherweise begründet dies einen Abwägungsfehler in Bezug auf
die mit dem Plan verfolgte städtebauliche Zielsetzung oder ist
der Plan deshalb nicht erforderlich. Andererseits wäre ein einfa-

eher Bebauungsplan ohne Festsetzungen nach Satz l und etwa
nur mit Festsetzungen zum Maß der Nutzung als „normaler"
einfacher Bebauungsplan grundsätzlich zulässig. Es handelt sich
dann eben nur nicht um einen Bebauimgsplan zur Wohnraum-
Versorgung i. S. v. § 9 Abs. 2 d BauGB.

Zulässig dürfte es allerdings sein, in einzelnen Teübereichen
des Plans nur Festsetzungen nach Satz l, in anderen nur nach
Satz 2 vorzusehen. Es ist zwar möglich, in einem Bereich oder
auch un gesamten Plangebiet sowohl Festsetzungen nach Satz l
als auch solche nach Satz 2 vorzusehen. Zwingend ist dies nach
dem Gesetzeswordaut aber nicht. Festsetzungen sowohl nach
Satz l als auch nach Satz 2 können gemäß § 9 Abs. 2 d Satz 3
BauGB für Teile des räumlichen Geltungsbereichs eines Bebau-
ungsplans getroff'en werden. Dies bedeutet aber nicht, dass die
Festsetzungen un selben räumlichen Bereich erfolgen müssen.
Es ist zulässig und kann je nach Situation sinnvoll sein, in ei-
nern Bereich die Nutzung von Wohnungen entsprechend den
Förderbedingungen verbindlich vorzuschreiben, in anderen Be-
reichen dagegen nur das Maß der Nutzung zu regeln.

Weitergehende Festsetzungen als in § 9 Abs. 2 d Satz l und 2
BauGB vorgegeben können nicht festgesetzt werden.66 Dies gut
auch dann, wenn diese die getroffenen Regelungen sinnvoll er-
ganzen und das Ziel der Wohnraumschaffung fördern.67 Die
gesetzliche Regelung sieht zusätzliche Festsetzungsmöglichkei-
ten in einem sektoralen Bebauungsplan zur Wohnraumförde-
rang nicht vor.

3. Möglichkeiten der Gliederung
Eine weitergehende Differenzierung der Festsetzungen in einem
sektoralen Bebauungsplan ermöglicht § 9 Abs. 2 d Satz 3
BauGB. Danach können Festsetzungen nach Satz l oder 2 auch
für Teile des räumlichen Geltungsbereichs getroffen werden.
Die Vorschrift ermöglicht damit eine horizontale räumliche

Gliederung, verbunden mit den bereits angesprochenen mhalt-
lichen Kombinaüonsmöglichkeiten.68

Daneben ermöglicht § 9 Abs. 2 d Satz 4 BauGB (sowohl in
Bezug auf das Plangebiet insgesamt als auch differenziert nach
Teilflächen) eine Gliederung nach Geschossen, Ebenen oder
sonstigen Teüen baulicher Anlagen. Die Begrifflichkeit ent-
spricht der vertikalen Gliederung nach § l Abs. 7 BauNVO. Der
Geschossbegriff ist weder im Bauordnungs- noch im Baupla-
nungsrecht definiert. Unter einem Geschoss wird allgemein die
Gesamtheit der auf einer Ebene liegenden Räume eines Gebäu-
des emschließlich der oberen Raumabschlüsse (Decken) und
der seiüichen Abschlüsse verstanden.69 Der darüber hinaus ver-

wendete Begriff der Ebene erfasst Fälle, in denen der Geschoss-
begriff, etwa bei Fehlen der Geschossabschlussdecke, nicht er-
fiiUt ist. 70 Fallgestalhingea, bei denen Festsetzungen von Vorga-
ben für Wohnnutzungen getroffen werden, die eine Gliederung
nach Ebenen erfordert, sind allerdings schwer vorstellbar. So-
weit eine Festsetzung für Teile baulicher Anlagen getroffen wer-
den soll, müssen diese hinreichend bestimmt bezeichnet und

örtlich festgelegt werden. 71

V. Abwägung

Ein sektoraler Bebauungsplan zur Wohnraumförderung unter-
liegt wie aUe Bebauungspläne dem Gebot gerechter Abwägung
nach § l Abs. 7 BauGB. Danach sind bei der Aufstellung von
Bauleitplänen die öffentlichen und privaten Belange gegenei-
nander und untereinander gerecht abzuwägen.

Wird durch einen Bebauungsplan zur Wohnraumversorgung
m einem Bereich, in dem bislang nach § 34 BauGB Wohnnut-
zungen nicht zugelassen werden konnten, die Zulässigkeit von
Gebäuden mit Wohnungen neu begründet, sind sich daraus er-
gebende städtebauliche KonflikÜagen in den Blick zu nehmen.
Zu denken ist hierbei insbesondere an Immissionskonflikte, die

sich aufgrund der Zulassung von Wohnen in einem etwa ge-
werblich geprägten Plangebiet nahezu zwangsläufig ergeben
können. Dies betrifft zum einen das Ruhebedürfnis künftiger
Bewohner, zum anderen mögliche Betriebseinschränkungen für
benachbarte Betriebe. Mit Blick auf die Anwendung der TA
Lärm ist dabei zu klären, welchem Schutzniveau die im sektora-

len Plan festgesetzte Fläche zuzuordnen ist. Je nach konkreter
Ausgestaltung kann dies durchaus einem Reinen Wohngebiet
(WR) nach § 3 BauNVO vergleichbar sein.72 Macht ein Immis-
sionskonflikt allerdings zusätzliche Festsetzungen im Bebau-
ungsplan erforderüch, so kann dies nur innerhalb des Festset-
zungskatalogs des § 9 Abs. 2 d Satz l und 2 BauGB gelöst wer-
den. Weitergehende Festsetzungen, etwa zum passiven
Schallschutz, 73 die darin nicht vorgesehen sind, sind im Rah-
men eines Bebauungsplans zur Wohnraumversorgung nicht zu-
lässig.74 In diesem Fall kommt stattdessen die Aufstellung eines
klassischen Bebauungsplans und ggf. ein entsprechender Ver-
fahrenswechsel in Betracht.

Soweit in einem nach § 34 BauGB zu beurteilenden Gebiet

Wohnbebauung bereits zulässig ist, erfolgt durch Festsetzungen
nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 2 und 3 BauGB eine Beschränkung
bestehender Baurechte, da Wohnnutzungen zwar weiterhin zu-

66 Reiüng. Z.fßR 2021, 228.
67 So aber Mitschang, UPR 2021, 213.
68 Eine vergleichbare Regelung findet sich in § l Abs. 8 BauNVO.
69 Stock, in: Söfker (Fn. 26), § 20 BauNVO Rn. 16 m. w. N.
70 Fickert/Fiesekr (Fn. 18), S l Rn. 117.
71 So/)cer (Fn. 26), $ l BauNVO Rn. 90.
72 Reidt, BauR 2021, 42.
73 Hierzu ausführUch Heilshorn, NVwZ 2009, 137.

74 A. A. Mitschang, UPR 2021, 213, der weitere Festsetzungen für zulässig
hält, soweit sie für die Realisierung des Bebauungsplans erforderlich sind.
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lässig bleiben, aber entweder die baulichen Voraussetzungen der
sozialen Wohnraumförderung einhalten müssen oder gar der
Vorhabenträger sich verpflichten muss, die Förderbestimmun-
gen der sozialen Wohnraumförderung einzuhaken. Daneben
wird dem Eigentümer eines Grundstücks im Geltungsbereich
des Plans bei Festsetzungen nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 2 und 3
BauGB die bisher nach § 34 BauGB zulässige Nutzung mindes-
tens teilweise genommen. § 34 BauGB bleibt nur noch anwend-
bar, soweit die Festsetzung eme ergänzende Anwendung von
§ 34 BauGB zulässt. Sich daraus ergebende Entschädigungsan-
Sprüche nach den §§ 39 ff. BauGB sind im Rahmen der Abwä-
gung zu berücksichtigen.75

Der sich aus emer Festsetzung nach § 9 Abs. 2 d Satz l Nr. 3
BauGB aus der Einhaltung der Förderbestimmungen ergebende
Mietabschlag kann allerdings vielfach - abhängig von der orts-
üblichen Vergleichsmiete - durch die Inanspruchnahme einer
Förderung ausgeglichen werden. Dabei ist zu beachten, dass die
Festsetzung nicht zur Voraussetzung hat, dass eine Förderung
tatsächlich m Anspruch genommen wird oder werden kann.
Für diesen Fall sollte im Rahmen der Abwägung klargestellt
werden, dass die Festsetzung unabhängig von einer Förderung
aus städtebaulichen Gründen gerechtfertigt ist.76

Darüber hinaus sind auch weitere gegenläufige Effekte zu
berücksichtigen, wenn etwa einerseits eine Beschränkung er-
folgt, andererseits durch ergänzende Festsetzungen zum Maß
der Nutzung der sich bislang aus § 34 BauGB ergebende Maß-
stab nach Maßgabe der Umgebungsbebauung erweitert wird.77
Beschränkungen bei der Umsetzung von Wohnnutzungen kön-
nen auf diese Weise unabhängig von der Inanspruchnahme ei-
ner Förderung kompensiert werden, darüber hinaus kann ein
zusätzlicher Anreiz zur Schaffung von Wohnraum gesetzt wer-
den.

Schließlich kann es für die planende Gememde erforderlich
sein, sich auch mit dem Standort geförderter Wohnungen ausei-
nanderzusetzen, etwa wenn ein betroffener Eigentümer auf an-
dere, gleich oder besser geeignete Standorte verweist. Dann
muss sich die Gemeinde neben der städtebaulichen Begründung
festgesetzter Beschränkungen auch mit der Frage etwaiger Al-
ternativen auseinandersetzen. Allerdings führt eine nur gleich-
wertige Alternative noch nicht dazu, dass ein Abwägungsfehler
anzunehmen ist. Dies ist erst dann der Fall, wenn die Gemeinde

eine offensichtlich vorzugswürdige Alternative nicht wählt und
stattdessen einen weniger geeigneten Standort vorzieht.78

VI. Verfahren und zeitlicher Anwendungsbereich

Für die Aufstellung eines sektoralen Bebauungsplans zur Wohn-
raumversorgung kommen das Regelverfahren sowie das be-
schleunigte Verfahren nach § 13 a BauGB in Betracht. Das ver-
einfachte Verfahren nach § 13 BauGB dürfte dagegen vielfach
nicht einschlägig sein. Das Aufstellungsverfahren muss nach
derzeitiger Rechtslage bis zum 31. 12.2024 förmlich eingeleitet
sein, der Satzungsbeschluss ist bis zum 31. 12.2026 zu fassen.

1. Verfahren

Die Aufstellung eines Bebauungsplans nach § 9 Abs. 2 d BauGB
folgt grundsätzlich den allgemeinen Verfahrensvorgaben. Damit
kann ein entsprechender Plan in jedem Fall im Regelverfahren
aufgestellt werden. Daneben wird regelmäßig auch eine Anwen-
düng des beschleunigten Verfahrens nach § 13 a BauGB in Be-
tracht kommen, sofern im Emzelfall dessen Voraussetzungen
vorliegen. Die Anwendbarkeit von § 13 a BauGB setzt voraus,
dass es sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung7 9 han-

delt. Dabei dürfen - abgesehen vom Fall einer Außenbereichs-
insel un Innenbereich - nur Innenbereichsflächen überplant
werden, was neben bereits überplanten Gebieten msbesondere

nach § 34 BauGB zu beurteilende Bereiche umfasst. Bei Festset-
zungen, die in einem bereits bebauten Bereich der verstärkten
Umsetzung förderfähiger bzw. geförderter Wohnungen bzw.
Wohngebäude und damit der Bereitstellung von preisgünstigem
Wohnraum dienen, dürfte es sich um Maßnahmen zur Fortent-

Wicklung bestehender Ortsteile und damit eine Maßnahme der
Innenentwicklung81 handeln, zumal wenn damit gleichzeitig
eine Nachverdichtung verbunden ist.

Die Anwendung des vereinfachten Verfahrens nach §13
Abs. l BauGB setzt voraus, dass durch die Aufstellung des Be-
bauungsplans m einem Gebiet nach § 34 BauGB der sich aus
der vorhandenen Eigenart der näheren Umgebung ergebende
Zulässigkeitsmaßstab nicht wesentlich verändert wird. Dies gilt
auch. für die Aufstellung einfacher Bebauungspläne. 82 Nicht ein-
schlägig sind dagegen die beiden weiteren Fallgruppen, da zum
einen keine Änderung oder Ergänzung eines bestehenden Plans
in Rede steht, zum anderen die Aufstellung eines Plans mit Fest-
Setzungen nach § 9 Abs. 2 d BauGB - anders als § 9 Abs. 2 a
und 2 b BauGB - nicht als Anwendungsfall genannt ist. Soweit
durch einen sektoralen Bebauungsplan die Zulässigkeit von
Wohnnutzungen erstmals begründet wird, kommt aufgrund ei-
ner wesentlichen Änderung des Zulässigkeitsmaßstabs hinsicht-
lich der Art der Nutzung eine Anwendimg von § 13 BauGB
nicht in Betracht. Ist Wohnen dagegen nach § 34 BauGB bereits
planungsrechtüch zulässig, hängt die Änderung des Zulässig-
keitsmaßstabs von der Frage ab, wie weitgehend eine inhaldiche
Beschränkung durch Festsetzungen insbesondere nach §9
Abs. 2 d Satz l Nr. 2 und 3 BauGB erfolgt, welcher Flächenan-
teü des Plans hiervon betroffen ist und in welchem Umfang
eine ergänzende Anwendung von § 34 BauGB in Betracht
kommt. Dies kann nur im EinzelfaU beantwortet werden, dürfte

aber in vielen Fällen zur Nichtanwendbarkeit von §13 BauGB

führen.83

2. Zeitlicher Anwendungsbereich
§ 9 Abs. 2 d Satz 5 BauGB sieht vor, dass das Verfahren nur bis

zum 31. 12.2024 förmlich eingeleitet werden kann. Dies bedeu-
tet regeknäßig, dass bis zu diesem Zeitpunkt der Aufstellungs-
beschluss gefasst und bekannt gemacht werden muss.84 Wird
kein AufsteUungsbeschluss gefasst, wäre jedenfalls mit dem
nächsten Beschluss oder Verfahrensschritt - Beschluss bzw.
Durchführung der frühzeitigen Beteiligung oder Offenlagebe-
schluss - von einer förmlichen Verfahrenseinleitung auszuge-
hen. Als spätester Zeitpunkt kommt der Beginn der zwingend
erforderlichen Durchführung der Offenlage nach den §§ 3
Abs. 2, 4 Abs. 2 BauGB in Betracht. 85

Der das Planungsverfahren abschließende Satzungsbeschluss
nach § 10 Abs. l BauGB muss gemäß § 9 Abs. 2 d Satz 6 BauGB

75 Möller, ZRP 2021, 99; zu möglichen Ansprüchen J?ei((H^, ZfBR 2021,
234 f. Zur Notwendigkeit der Berücksichtigung von Entschädigungsan-
Sprüchen im Rahmen der Abwägung BVerwG, Beschl. v. 15.05.2013,
ZfflR 2013, 573; BayVGH, Urt. v. 01. 04.2015, BayVBl. 2016, 852; a. A.
VGH BW, Urt. v. 25.03.2015 - 5 S 1047/14 - juris.

76 Bei vertraglicher Ausgestaltung ist dieser Aspekt mit Blick auf das Ange-
messenheitsgebot beachtlich, das aber für Bebauungspläne keine Geltung
beansprucht.

77 So kann auch eine gezielte Kompensation festgesetzter Einschränkungen
erfolgen, dazu Mitschang, UPR 2021, 212.

78 Zur Altemativenprüfung im Bebauungsplanverfahren Gierke (Fn. 16), $ l
Rn. 1571 ff, m. w. N. zur Rechtsprechung.

79 Zum Begriff vgl. Krautzberger. in: Söfker (Fn. 26), S 13 a Rn. 24ff
m. w. N.

80 VGH BW, Urt. v. 29. 10.2013, VB1BW 2014, 183 ff.
81 Gierke/Scharmer (Fn. 16), § 13 a Rn. 61.

82 Krautzberger (Fn. 26), § 13 Rn. 28 c.
83 Im Ergebnis ebenso Mitschang, UPR 2021, 213.
84 Zur msoweit vergleichbaren Regelung m § 13 b BauGB Scharmer,

in: Brügehnann (Fn. 16), § 13 b Rn. 20.
85 Mitschang. UPR 2021, 214.
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bis spätestens zum Ablauf des 31. 12.2026 gefasst sein. Damit ist
für die Einhaltung der Frist die Beschlussfassung des Gemein-
derats entscheidend. Die Ausfertigung oder Bekanntmachung
des Plans kann auch noch nach dem 31. 12. 2026 erfolgen. 86

VII. Ausblick

Der Gesetzgeber ist mit dem Ziel angeti-eten, ein neues Instru-
ment zur gezielten Schaffung von preisgünstigem Wohnraum
bereitzustellen. Dabei bietet die gesetzliche Neuregelung die
Möglichkeit, im Innenbereich Festsetzungen zum geförderten
Wohnen zu treffen, wo dies im Rahmen städtebaulicher Ver-

träge bislang nicht möglich war. Allerdings bedeutet dies auch,
dass der Schaffung von Wohnraum ein Planungsverfahren vor-
geschaltet wird, was möglicherweise entsprechende Vorhaben
verzögern kann im Vergleich zu emer Zulassung unmittelbar
nach § 34 BauGB. 87 Neben der Umsetzung durch die planenden

Kommunen hängt der Erfolg der Regelung aber auch von der
Akzeptanz der Vorhabenträger und Grundstückseigentümer ab,
für die der sektorale Bebauungsplan regeünäßig eine Beschrän-
kung bestehender Baurechte bedeutet, sollte er nicht ausnahms-
weise Wohnungsbau erstmals zulassen. Auf kommunaler Seite
wird sich vielfach die Frage stellen, ob man sich angesichts des
Streitpotenzials nicht eher auf die Neuausweisung von Bauge-
bieten konzentriert, um dort durch den Abschluss städtebauli-

eher Verträge - und möglicherweise mit einem erhöhten Anteü
gebundenen Wohnraums - den notwendigen preisgünstigen
Wohnraum zu schaffen. Vor diesem Hintergrund bleibt abzu-
warten, ob sich der sektorale Bebauungsplan für den Woh-
nungsbau in der Praxis bewährt.

86 Scharmer (Fn. 16), § 13 b Rn. 21.
87 Kritisch insoweit Schröer/Kümmel, NVwZ 2020, 1041 f., die als Alterna-

tive auf eine Flexibilisierung des Einfiigens nach § 34 BauGB verweisen.


